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1. Anlass und Ziel der Planung, Aufstellungsverfahren 

Südöstlich der Ortslage Mörsdorf befindet sich das Betriebsgelände einer aus DDR-Zeiten 
stammenden, 1973 in Betrieb genommenen Sauenzucht- und Schweinehaltungsanlage. Dar-
über hinaus werden im Norden des Geltungsbereiches ein Autohaus sowie eine Fleischerei als 
gewerbliche Nutzungen betrieben. Südlich schließt sich eine Biogasanlage an, welche die aus 
der Tierhaltung anfallende Wirtschaftsdünger und auch NAWARO verwertet. Innerhalb der 
oben beschriebenen Gemengelage ist der immissionsschutzrechtlich genehmigungspflichti-
gen Anlage zur Haltung oder zur Aufzucht von Sauen nach Nr. 7.1.8.1 des Anhangs 1 zur Ver-
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) eine Kapazität von 636 Jungs-
auenplätzen, 3.329 Sauenplätzen, 12 Eberplätzen, 350 Zuchtläuferplätzen, 5.940 Ferkelplätzen 
sowie Lagerbecken für bis zu 12.000 m³ Gülle oder Gärrest) zuzuordnen. 

Die angegliederte Biogasanlage mit einer elektrischen Leistung von 1,8 MW und einer Biogas-
lagerkapazität von rund 38,6 t dient mit ihren Betriebsabläufen der Verarbeitung und Verwer-
tung der aus der Tierhaltung anfallenden Gülle.  

Vorhandene Stallgebäude und die dazu notwendigen Nebenanlagen erzeugen eine erhebliche 
bauliche Vorprägung. Innerhalb des etwa 9 ha großen Betriebsgeländes sind bereits etwa 5,5 
ha bzw. 54.932 m² Fläche dauerhaft versiegelt und überbaut. 

Die aktuellen umweltpolitischen Ziele der Agrarpolitik setzen auf den Schutz und die Verbes-
serung des Zustandes des Grundwasserkörpers, auf die Reduktion von Luftschadstoffen; ins-
besondere Ammoniak, auf den Erhalt und die Entwicklung von Lebensräumen sowie auf den 
Schutz und die nachhaltige Nutzung der Biodiversität. Diese Ziele stellen Landwirte, Industrie 
und Einzelhandel vor besondere Herausforderungen, die sich auch auf die Quantität sowie die 
Qualität der Tierhaltung in Deutschland auswirken werden.  

Entsprechend ist es nicht überraschend, dass gerade die größeren Tierhaltungsanlagen oft im 
Fokus von Politik und öffentlicher Wahrnehmung stehen.  Mit der Aufstellung eines Bebau-
ungsplans bietet sich vorliegend die Möglichkeit, die Tierhaltung an bereits bestehende und 
auch zukünftig geplante Vorschriften des Tierwohls sowie an verbesserte Haltungsbedingun-
gen anzupassen, ohne die Quantität bzw. die bestandsgeschützte Anzahl der Tierplätze zu er-
höhen.  

Darüber hinaus liegen der Gemeinde Mörsdorf konkrete Investitionsabsichten vor, die auf eine 
Optimierung der Biogasproduktion und Verarbeitung abzielen. Der Investor plant den Rückbau 
eines offenen Gärrestbeckens ohne Abdeckung sowie den dafür vorgesehenen Ersatzneubau 
von drei Gärrestbehältern mit gasdichter oder emissionsmindernder Abdeckung der Gärrest-
lagerung zur weiteren Minimierung von Emissionen sowie die Ergänzung der Biogasanlage um 
eine LNG-Produktionsstrecke. Dieser Produktionsprozess erfordert die Reinigung des Biogases, 
die Trennung von Methan und Kohlendioxid (CO2), sowie die Verflüssigung von Biomethan und 
CO2. Damit wird es zukünftig möglich sein, das erzeugte Biogas als aufbereitetes flüssiges Bi-
omethan z. B. zur Nutzung als Bio-Treibstoff zur Verfügung zu stellen. 
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Durch die Aufstellung eines Bebauungsplans der Gemeinde Mörsdorf sollen dazu die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden. Entsprechend hat die Gemeinde Mörs-
dorf in ihrer Sitzung am 06.06.2017 den Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans für das 
Gewerbe- und Sondergebiet „Auf dem Berg 100“ in der Gemeinde Mörsdorf gefasst. 

 

Überragendes öffentliches Interesse 
Die Aufstellung des Bebauungsplans soll unter anderem der Schaffung von Investitions- und 
Planungssicherheit bei der geplanten Veredelung des produzierten Biogases aus der vorhan-
denen Anlage dienen.  

Mit den Beschlüssen der Bundesregierung im April 2022 hat die größte energiepolitische Ge-
setzesnovelle seit Jahrzehnten das Meinungsbild von Behörden, Kommunen und Bürgern deut-
lich verändert und das Erfordernis des Ausbaus der erneuerbaren Energien in den Fokus ge-
rückt. Nach den im Ergebnis des Ukrainekrieges neu formulierten Ausbauzielen des Bundes-
gesetzgebers wurde der beschleunigte und konsequente Ausbau erneuerbarer Energien im 
EEG als überragendes öffentliches Interesse verankert.  

Bis 2030 soll damit der Anteil erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch auf mindestens 
80 Prozent steigen, um Deutschland unabhängiger von fossilen Energieimporten zu machen.  

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) enthält dazu einen neuen § 2 mit der Überschrift „Be-
sondere Bedeutung der erneuerbaren Energien“:  

„Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den dazugehörigen Nebenanlagen liegen 
im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit. Bis die Strom-
erzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Energien 
als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen eingebracht 
werden. Satz 2 gilt nicht gegenüber Belangen der Landes- und Bündnisverteidigung.“  

Den der Gemeinde Mörsdorf vorliegenden Planungsabsichten entsprechend wird das in Rede 
stehende Vorhaben „Biogasanlage Mörsdorf“ zur Erreichung der energiepolitischen Ziele der 
Bundesregierung sowie der Klimaschutzziele Deutschlands und der Europäischen Union bei-
tragen.  
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2. Grundlagen der Planung 
2.1 Räumlicher Geltungsbereich 

Aufgestellt wird der Bebauungsplan der Gemeinde Mörsdorf Gewerbe- und Sondergebiet „Auf 
dem Berg 100“ in Mörsdorf. Der dazu einbezogene Geltungsbereich mit einer Größe von 9,1 
ha ist in der Planzeichnung Teil A im Maßstab 1 : 1.000 dargestellt und erstreckt sich ganz oder 
teilweise auf die Flurstücke 103/3, 103/6, 308/1, 308/2, 309/1, 310/1, 311/1, 371/2, 371/6, 
374/2, 374/6, 375/5, 375/9, 378/8, 378/9, 378/10, 378/11, 378/12, 379/7, 379/8, 379/9, 379/10, 
379/11, 382/2, 382/8, 382/9, 382/10, 382/11, 382/12, 383/7, 383/8, 383/9, 383/10, 383/11, 
383/12, 386/6, 386/8, 386/9, 386/10, 387/7, 387/8, 387/9, 387/10, 390/2, 391/2, 391/3, 391/9, 
391/10, 391/11, 393/2, 396/5, 396/9, 397/1, 397/2, 397/7, 401/4, 401/6, 403/5, 405/5, 405/7, 
406/5, 406/7, 406/11, 407/3, 407/5, 408/10, 408/12, 408/15, 408/16, 408/18, 408/19, 411/2, 
411/3, 411/7, 411/9, 411/10, 411/11, 411/13, 411/14, 414/4, 414/5, 418/5, 421/8, 482/6, 482/7 
und 482/8 der Flur 1 in der Gemarkung Mörsdorf. 

 

2.2 Planungsgrundlagen 

• Lage- und Höhenplan mit Liegenschaftskataster (ALKIS/Stand 05/2023) des öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieurs Dipl.-Ing. Torsten Hentschel, Rodaer Straße 24, 
07629 Hermsdorf vom Mai 2023 [Lagestatus: ETRS89/UTM; Höhenstatus: DHHN 2016] 

 

2.3 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I. S 
3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 394) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S.3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 176) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i. d. F. der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990 
(BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. 
I S. 1802) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) 
i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 153) 

o Thüringer Gesetz zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes und zur weiteren 
landesrechtlichen Regelung des Naturschutzes und der Landschaftspflege (Thüringer 
Naturschutzgesetz - ThürNatG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 30. Juli 2019 (GVBl. S. 
323), zuletzt geändert durch Artikel 1a des Gesetzes vom 30. Juli 2019 (GVBl. S. 323) 

o Hauptsatzung der Gemeinde Mörsdorf in der aktuellen Fassung 
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3. Ausgangssituation 
3.1 Charakter des Planungsraumes 

Südöstlich der Ortslage Mörsdorf befindet sich das Betriebsgelände einer Sauenhaltungs- und 
aufzuchtanlage mit angegliederter Biogasproduktion südlich sowie ergänzenden gewerblichen 
Nutzungen im Norden des Planungsraumes.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Innerhalb des Planungsraumes besteht eine Tierhaltungsanlage für bis zu 636 Jungsauenplätze, 
3.329 Sauenplätze, 12 Eberplätze, 350 Zuchtläuferplätze und 5.940 Ferkelplätze. Darüber hinaus 
sind an diesem Standort offene Lagunen für die Lagerung von insgesamt bis zu 12.000 m³ 
Gärrest vorhanden.  

Neben der Tierhaltung wird eine Biogasanlage mit 1,8 MW elektrischer Leistung und einer Bi-
ogaslagerkapazität von 38,6 t betrieben.  

Ausgehend von einer Größe des einbezogenen Geltungsbereiches von etwa 9,1 ha sind bereits 
rund 5,5 ha bzw. 54.932 m² durch Gebäude, Fahrwege und Nebenanlagen versiegelt. Die un-
versiegelten Freiräume sind auch aufgrund der intensiven Pflege und des Einflusses von Emis-
sionen aus der Tierhaltung durch einen artenarmen Bestand gekennzeichnet.  

Gehölze beschränken sich als Baumreihen oder Gehölzflächen auf wenige Teilflächen an den 
nördlichen, östlichen sowie westlichen Außengrenzen der festgesetzten Baugebiete. Insgesamt 
ist nach örtlicher Inaugenscheinnahme einzuschätzen, dass der Planungsraum aufgrund von 
Vorbelastungen und einem intensiven Nutzungsgrad eine untergeordnete Bedeutung für den 
Arten- und Biotopschutz hat. 

Abbildung 1: Blick auf den baulichen Bestand in Richtung Südosten, Drohnen-Befliegung 16. März 2023 
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Das natürliche topographische Gelände fällt ausgehend von einem zentralen Plateau innerhalb 
des sonstigen Sondergebietes Tierhaltung mit einem Höhenniveau von etwa 351 m NHN deut-
lich zu den umlaufenden Grenzen des Geltungsbereiches auf bis zu 345 m NHN ab. Einzig der 
Bereich der offenen Gärrestlagune liegt mit einer Höhenkote von 354 m NHN etwas höher. 

Natürliche Oberflächen- oder Fließgewässer sind innerhalb des Geltungsbereiches nicht vor-
handen. Aufgrund der Nutzung des Planungsraumes für gewerbliche Zwecke, für die Tierhal-
tung sowie die Biogasproduktion und der damit in Verbindung stehenden Intensivpflege der 
Außenanlagen ist die artenschutzrechtliche Bedeutung des einbezogenen Geltungsbereiches 
als gering einzuschätzen. Ausnahmen bilden die ruderalisierten Randbereiche. 

Die verkehrliche Erschließung wird ausgehend von der nördlich verlaufenden Landesstraße L 
1076 über die Hauptstraße sowie die Straße Auf dem Berg abgesichert. 

Nationale Schutzgebiete nach den §§ 23 (Naturschutzgebiet), 24 (Nationalpark, Nationale Na-
turmonumente), 25 (Biosphärenreservat), 26 (Landschaftsschutzgebiet), 27 (Naturpark) und 28 
(Naturdenkmäler) des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) sowie europäische Schutzge-
biete werden vorliegend nicht überplant. 
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3.2  übergeordnete Planungen 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. Dabei sind die ein-
zelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete und zusammenfassende Pläne oder Pro-
gramme aufzustellen.   

Der Regionalplan Ostthüringen 2012 enthält in den Zielen der Raumordnung Regelungen 
zur Entwicklung von Siedlungsstrukturen. Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind im Regi-
onalplan enthaltene Aussagen für die raumordnerische Bewertung des Bebauungsplans her-
anzuziehen. Hier werden die grundsätzlichen Anforderungen an geeignete Flächen für die wei-
tere Siedlungsentwicklung insbesondere durch die Raumordnung oder den Naturschutz be-
stimmt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dem Regionalplan Ostthüringen 2012 ist zu entnehmen, dass das Territorium der Gemeinde 
Mörsdorf dem Grundversorgungsbereich Hermsdorf / Bad Klosterlausnitz (Mittelzentrum) zu-
zuordnen ist. 

Die Festlegungskarte trifft für den einbezogenen Planungsraum keine Festlegungen. 

 
 

Abbildung 2: Festlegungskarte des Regionalplans Ostthüringen 2012 
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Folgende textliche Festlegungen Regionalplans Ostthüringen 2012 sind für den in Rede stehen-
den Bebauungsplan relevant:  

Acker- und Grünlandflächen, die für die Erhaltung und Entwicklung des erforderlichen Tierbe-
standes und für die artgerechte Tierhaltung von besonderer Bedeutung sind, sollen möglichst 
in unmittelbarer Nähe der Standorte der Tierhaltung gesichert werden [G 4-12]. 
 
Der Erhaltung und Entwicklung Mörsdorfs als regional bedeutsamer Standorte der Tierproduk-
tion bzw. der Verarbeitung und Veredelung tierischer Produkte kommt demnach eine hohe 
Bedeutung zu. 
 
Im überregionalen Gasversorgungsnetz soll für eine weitere Kapazitätserhöhung die Errichtung 
einer zusätzlichen Hochdruckleitung weitestgehend parallel zu bestehenden Leitungssystemen 
ermöglicht werden. Das regionale Gasversorgungsnetz soll weiter rekonstruiert, ergänzt und 
die Versorgungssicherheit erhöht werden. Der zunehmende Bedarf an Einspeisekapazitäten 
von aufbereitetem Gas aus Biogasanlagen soll beim weiteren Ausbau des Gasversorgungsnet-
zes berücksichtigt werden [G 3-24]. 

Der umweltfreundliche Energieträger Erdgas besitzt für Heizzwecke, für die Energieerzeugung 
sowie als Prozessenergie in bestimmten Branchen der Industrie eine große und auch weiterhin 
zunehmende Bedeutung. Die Planungsregion Ostthüringen verfügt bereits über ein umfang-
reiches Netz der Gasversorgung, durch welches alle Oberzentren sowie der überwiegende Teil 
der Mittel- und Grundzentren an die Gasversorgung angeschlossen sind. Dennoch ist es erfor-
derlich, das überregionale, regionale und örtliche Netz weiter bedarfsgerecht auszubauen, um 
einerseits bisher nicht oder nicht ausreichend versorgte Teilräume zu erschließen und anderer-
seits durch verschiedene Anbieter die Möglichkeit einer kostengünstigen Energieversorgung 
zu schaffen. Die Nutzung von Biogas erfolgt derzeit meist an der Quelle der Erzeugung, d.h. 
vielfach in den landwirtschaftlichen Betrieben. Allerdings liegt dort in der Regel ein nicht aus-
reichender Wärmebedarf vor, so dass es zu keiner effektiven Nutzung des Energieträgers Bio-
masse kommt. Dagegen kann der Wirkungsgrad von Biogasanlagen deutlich erhöht werden, 
wenn das Gas nach einem Aufbereitungsprozess in das Erdgasnetz eingespeist wird und somit 
als Energieträger am Bedarfsort in Form von Kraft-Wärme-Kopplung mit hohem Wirkungsgrad 
genutzt wird. Diese Strategie folgt den auf Bundesebene beschlossenen Maßnahmen (Gasnetz-
zugang für Biogas, Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung) [Begründung zu G 3-24]. 
 
Beim weiteren Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien in der Planungsregion soll der 
räumlich nachhaltigen Biogas- und Biomasseproduktion und deren effizienter Nutzung eine 
herausragende Bedeutung zukommen. Dabei sollen die agrarstrukturellen Voraussetzungen 
und Potenziale des Altenburger Landes und der nördlichen Teile des Saale-Holzland-Kreises 
verstärkt genutzt werden (…) [G 3-27]. 
 
Bei der Energiegewinnung aus Biomasse sollen besonders regionale Wertschöpfungsketten 
vom Anbau der Biomasse bis zum Verbraucher gestärkt werden [G 3-28]. 
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(…) Bei den Flächenpotenzialen für die Erzeugung von Bioenergie ist auf der Biomassepotenzi-
albewertung des Freistaates Thüringen (2010) und dem Integrierten Regionalen Energiekon-
zept Ostthüringen (2008 und Fortschreibungen) aufzubauen. Die Forderung nach räumlicher 
Nähe von Rohstoff, Verarbeitung und Verbrauch gründet sich auf verschiedene Überlegungen. 
Durch die Nähe der Erzeugungsflächen der Biomasse zu verarbeitenden Einrichtungen (Bio-
masse- und Biogasanlagen) wird zum einen der Biomasse-Import aus anderen Regionen ein-
geschränkt. Dies hat durch die Verminderung von Fahrwegen und damit Emissionen positive 
Effekte auf die Treibhausgasbilanz. Zum anderen wird hierdurch die Entwicklung hin zur Ver-
ringerung der Energieimporte der jeweiligen Region verbessert. Nur bei einer nachhaltigen 
Energiewirtschaft auf Basis heimischer erneuerbarer Energien verschiebt sich die Wertschöp-
fung in die Planungsregion. Die Nähe von Energieproduzenten und -verbrauchern begründet 
sich durch die Möglichkeiten der optimierten Nutzung von Prozess- und Restwärme mittels 
Kraft-Wärme-Kopplung und führt zu einer Effizienzsteigerung. Dabei haben sich Blockheiz-
kraftwerke als besonders geeignet erwiesen, können durch die ortsnahe Nutzung der Abwärme 
doch 80 bis 90 % der eingesetzten Primärenergie genutzt werden. Besonders der wärmege-
führte Betrieb eines Blockheizkraftwerkes (dessen Leistungsabgabe richtet sich nach dem lo-
kalen Wärmebedarf) mit der Einspeisung nicht gebrauchten Stromes in das öffentliche Netz 
gegen Vergütung, entspricht einer zugleich wirtschaftlich und ökologisch nachhaltigen Praxis 
[Begründung zu G 3-28]. 
 

Mit dem Bebauungsplan werden keine effektiv nutzbaren Ackerflächen überplant. Ein tatsäch-
licher Entzug an Flächen für die Landwirtschaft findet also nicht statt. Insofern wird der Boden-
schutzklausel des § 1a Abs. 2 BauGB unter Einhaltung der Grundsätze G 4-12, G 3-24, G 3-27 
und G 3-28 des Regionalplans Ostthüringen 2012 besonders Rechnung getragen.  

Mit Verweis auf die Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen gemäß § 4 Abs. 1 ROG stützt 
sich das Planungskonzept der Gemeinde Mörsdorf auch auf die Aspekte des Allgemeinen Kli-
maschutzes sowie auf die Mitigation des Klimawandels.  
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Flächennutzungsplan  

Der Flächennutzungsplan (FNP) dient als behördenverbindliches Handlungsprogramm einer 
Stadt oder Gemeinde. Er entfaltet keine unmittelbaren Rechtswirkungen im Verhältnis zum 
Bürger nach außen. Er verursacht dennoch rechtliche Wirkungen von erheblicher Reichweite. 
Er bildet den rechtlichen Rahmen, welcher durch das Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 S. 1 
BauGB bestimmt ist.  

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Mörsdorf in der Fassung der Genehmigung vom 
04.02.1992 stellt den nördlichen Teil des einbezogenen Planungsraums als gewerbliche Bau-
fläche dar. 

Die Planungsziele des in Rede stehenden Bebauungsplans erfüllen mit der geplanten Sonder-
gebietsfestsetzung das Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB nicht. Entsprechend hat die 
Gemeinde einen Beschluss zur Änderung des Flächennutzungsplans gefasst. Es wird auf das 
entsprechende Aufstellungsverfahren im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB verwiesen.   
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4. Planungsinhalt 
4.1 Städtebauliches Konzept  

Das städtebauliche Konzept des vorliegenden Bebauungsplans zielt auf die Sicherung sowie 
eine angemessene bauliche Verdichtung einer bestehenden Gemengelage aus gewerblichen 
Nutzungen, der Schweinezucht sowie der Biogasproduktion und -verarbeitung ab.  

Mit dem in Rede stehende Bebauungsplan sollen vier wesentliche städtebauliche Zielstellun-
gen abgesichert werden. 

Vordergründig geht es um die angemessene Ergänzung der Anlagen zur Erzeugung erneuer-
barer Energien mit der Errichtung von Gärrestebehältern, dem Bau einer Gasaufbereitungsan-
lage nebst LNG-Produktionsstrecke im Süden des Geltungsbereiches.  

Innerhalb des nördlich festgesetzten Gewerbegebietes geht es um die Einordnung eines Ge-
bäudeneubaus für die Hofschlachtung sowie der Erweiterung der Wurstproduktion für die an-
sässige Landhof-Fleischerei.  

Die Festsetzungen des Bebauungsplans umfassen weiterhin die planungsrechtliche Sicherung 
einer Sauenhaltungs- und Aufzuchtanlage einschließlich des Neubaus eines Stallgebäudes für 
die Abferkelung anstelle des bisherigen Gärrestbeckens im Interesse der Sicherung des wirt-
schaftlichen Fortbestandes der Tierhaltung. Die dazu mit dem Aufstellungsverfahren verbun-
denen baulichen Veränderungen oder Erweiterungen im Sinne des Tierwohl, der Tiergesund-
heit und im Sinne der Anforderungen der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung - Tier-
SchNutztV unterwerfen sich jedoch dem derzeit bestehenden städtebaulichen Gesamterschei-
nungsbild.  

Regelungen zum Maß der baulichen Nutzung werden aus den bestehenden Gebäude-Kubatu-
ren übernommen. Einzig die Baufelder werden dem städtebaulichen Entwicklungsziel der bau-
lichen Verdichtung entsprechend großzügig zusammengefasst. Bisher ungenutzte Freiflächen 
auf dem Betriebsgelände sollen für die Erzeugung erneuerbarer Energien z. B. durch Freiflä-
chen-Photovoltaikanlagen einbezogen werden, um den Eigenstromverbrauch der Tierhaltung 
gewährleisten zu können. 

Für die geplante Ergänzung baulicher Anlagen werden jedoch wertgebende Gehölzbestände 
nicht in Anspruch genommen.  

Städtebauliches Ziel ist die Verschmelzung der neu geplanten baulichen Anlagen mit den bis-
her vorhanden Gebäude-Kubaturen ohne eine wesentliche Veränderung des bestehenden 
Orts- und Landschaftsbildes. Gleichzeitig beinhaltet der planerische Ansatz die Lösung von 
vorhersehbaren Konflikten; insbesondere zu den Belangen der Flächeninanspruchnahme bis-
her unversiegelter Areale, der Eingriffe in Natur und Landschaft, der Verkehrsführung des für 
die Betriebsführung notwendigen Transportaufkommens sowie der Belange des Immissions-
schutzes für die Schutzgüter Mensch, stickstoffempfindliche Lebensräume und Schutzgebiete. 
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4.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Die im Planungsraum vorhandenen Gebäude und Vorversiegelungen sollen, soweit der bauli-
che Zustand dies ermöglicht, in das Gesamtkonzept integriert werden.   

Art der baulichen Nutzung 

Die als sonstiges Sondergebiet „Tierhaltung“ überbaubare Grundstücksfläche wurde so ge-
wählt, dass naturschutzrechtliche Anforderungen zur Eingriffsminimierung und zum Schutz von 
hochwertigen Lebensräumen gewahrt werden. Bestehende Stallgebäude sollen in ihrer Funk-
tion optimiert werden. Daraus ergibt sich nach derzeitigen Planungen des Betreibers eine Er-
höhung der Ferkelaufzuchtplätze von bisher von bisher 5.940 auf zukünftig bis zu 9.500 Ferkel 
(6-13 Kilo) ohne die Erforderlichkeit neuer Stallgebäude. 

Alle neu geplanten baulichen Anlagen werden sich in ihrer Art der baulichen Nutzung als auch 
in ihrem Maß der baulichen Nutzung in dem Bestand unterordnen. Entsprechend soll das öst-
lich bestehende Gärrestbecken zurück gebaut werden. Dieses Areal steht zukünftig als Baufeld 
für einen Abferkelstall inklusive Abluftreinigung nach dem Stand der Technik zur Verfügung. 
Mit diesem Stallneubau werden die heutigen Anforderungen des Tierwohls und der Tierschutz-
Nutztierhaltungsverordnung erfüllt, ohne dass sich daraus weitere Veränderungen der be-
standsgeschützten Tierplätze ergeben.   

Im Nordwesten des sonstigen Sondergebietes „Tierhaltung“, westlich des Verwaltungsgebäu-
des, sollen zudem zwei Wohncontainer aufgestellt werden, die der angemessenen Erweiterung 
der bestehenden Tierhaltung dienen. Hierfür werden zwei jeweils 2,4 m breite und 6 m lange 
Container aneinander auf Streifenfundamenten aufgestellt. Sie dienen dem Wohnung für Auf-
sichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter und sind in ihrer 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet. 

Die baulichen Anlagen innerhalb des sonstigen Sondergebietes „Energiegewinnung aus Bi-
omasse“ werden um zwei zusätzliche gasdicht abgedeckte Gärrestbehälter mit einem jeweili-
gen Durchmesser von etwa 30 m sowie einem Fermenter als Gasspeicher mit rund 38 m Durch-
messer sowie deren technische Nebenanlagen ergänzt. 

Das Konzept des Betreibers berücksichtigt dazu die Schaffung eines sicheren allseitigen Walls 
als Auslaufsicherung für den Havariefall von Lagerbehältern im Sinne der gesetzlich geregelten 
Anforderungen der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 1, 
2 (AwSV).  

§37(3) AwsV regelt: dass Anlagen, bei denen Leckagen oberhalb der Geländeoberkante auftreten 
können, mit einer Umwallung zu versehen, die das Volumen zurückhalten kann, das bei Betriebs-
störungen bis zum Wirksamwerden geeigneter Sicherheitsvorkehrungen freigesetzt kann, min-
destens aber das Volumen des größten Behälters; dies gilt nicht für die Lageranlagen für feste 
Gärsubstrate oder feste Gärreste. Einzelne Anlagen auch§ 2 Absatz 14 können mit einer gemein-
samen Umwallung ausgerüstet werden.  

Zur Verarbeitung und Veredelung des erzeugten Rohbiogases entstehen darüber hinaus eine 
Gasaufbereitungsstrecke sowie eine Produktionsstrecke für verflüssigtes Bioerdgas (Liquefied 
Natural Gas - LNG).  
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Innerhalb des festgesetzten Gewerbegebietes sind Ergänzungen der vorhandenen gewerbli-
chen Nutzungen nach derzeitigem Kenntnisstand nicht geplant. Bekannte Änderungen bezie-
hen sich allein auf bauliche Veränderungen im Sinne einer Optimierung der bestehenden Be-
triebsführung dieser bestehenden Nutzungen. 

Beispielsweise ist für das Gebäude der Fleischerei eine bauliche Erweiterung um etwa 10 m in 
Richtung Osten vorgesehen, ohne das diese Planungen bisher konkretisiert werden konnten. 

 

Maß der baulichen Nutzung 

Zur Begrenzung des Maßes der baulichen Nutzung erfolgte eine vermessungstechnische Be-
standsaufnahme.  

Durch die bisherige bauliche Nutzung innerhalb des Geltungsbereiches entstanden grundflä-
chenrelevante Bodenversiegelungen durch Gebäude mit Nebenflächen, Fahr- und Bewegungs-
flächen in einem Umfang von 52.973 m². 

Bisherige Höhenvorgaben zur Firsthöhe des Bestands mit bis zu 363 m NHN sollen auch mit 
der zukünftigen Umnutzung eingehalten. Ausnahmen für Kamine und andere technische Auf-
bauten sollen jedoch zulässig sein. 

Mit der in Rede stehenden Bebauungsplanaufstellung werden zur baulichen Verdichtung zu-
sätzliche Versiegelungen notwendig.  Bei der jeweiligen Begrenzung der Grundflächenzahl 
werden diese Neuversiegelungen berücksichtigt. In diesem Zusammenhang wird auf die nach-
stehende Flächenbilanz verwiesen. 

 

Flächenbilanz 
Geltungsbereich          91.159 m² 
Verkehrsflächen          3.119 m² 
Grünflächen A           3.623 m² 
Grünflächen B           2.403 m² 

Sonstiges Sondergebiet SO Tier             49.299 m²  
bestehende Versiegelung                   37.854 m² 
festgesetzte Grundfläche i. V. m.  GRZ 0,8                 39.439 m² (+1.585 m²) 

Sonstiges Sondergebiet SO EB             23.929 m² 
bestehende Versiegelung                   11.703 m² 
festgesetzte Grundfläche i. V. m.  GRZ 0,8                19.143 m² (+7.614 m²) 

Gewerbegebiet GE          6.812 m²  
bestehende Versiegelung                     3.416 m² 
festgesetzte Grundfläche i. V. m.  GRZ 0,6                   4.087 m² (+  617 m²) 

mögliche Neuversiegelung      9.642 m² 
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Folgende Festsetzungen werden getroffen: 

1.1  Das sonstige Sondergebiet Tierhaltung (SO Tier) dient gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO der Un-
terbringung von Wirtschaftsstellen eines gewerblichen Tierhaltungsbetriebes. Innerhalb 
des sonstigen Sondergebietes SO Tier sind Anlagen zur Aufzucht und Haltung von Sauen 
sowie die erforderlichen Nebenanlagen wie Mistlager, Lagerhallen, Futtersilos, Büro- und 
Sozialgebäude sowie Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Be-
triebsinhaber und Betriebsleiter, die dem sonstigen Sondergebiet zugeordnet und ihm ge-
genüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, zulässig. Weiterhin sind Anla-
gen zur Energiegewinnung aus solarer Strahlungsenergie einschließlich der dazu notwen-
digen Nebenanlagen auf Dächern, an Fassaden sowie auf bebauten oder unbebauten Frei-
flächen zulässig. 

1.2  Das sonstige Sondergebiet Energiegewinnung aus Biomasse (SO EB) dient gemäß § 11 Abs. 
2 BauNVO der Errichtung und dem Betrieb von Biogaserzeugungs-, -verarbeitungs-, -auf-
bereitungs- und -einspeisungsanlagen einschließlich der dazu notwendigen Nebenanla-
gen. Zulässig sind Fahrsiloanlagen, Annahme- und Technikgebäude, Feststoffdosierer, Gas-
notfackeln, Blockheizkraftwerke (BHKW), Fermenter, Nachgärer, Gärrestlagerbehälter, ab-
flusslose Sammelgruben, Gebäude und Anlagen zur Separation, Lagerung und Aufberei-
tung und Trocknung von Gärresten und Biogas sowie Zaunanlagen zur Einfriedung.  

1.3  Das festgesetzte Gewerbegebiet (GE) dient vorwiegend der Unterbringung von nicht er-
heblich belästigenden Gewerbebetrieben. Zulässig sind Gewerbebetriebe aller Art ein-
schließlich Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme aus solarer Strahlungsenergie 
oder Windenergie, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, Geschäfts-, Büro- 
und Verwaltungsgebäude, Tankstellen, Anlagen für sportliche Zwecke. 

1.4 Die maximale Grundflächenzahl der festgesetzten sonstigen Sondergebiete wird auf 0,8 
begrenzt. Für das Gewerbegebiet ist eine Grundflächenzahl von 0,6 zulässig. 

1.5 Für die in der Planzeichnung Teil A festgesetzten maximalen Oberkanten baulicher Anlagen 
sind Ausnahmen der Überschreitung von jeweils bis zu drei Metern für technischen Auf-
bauten, wie Schornsteine, Lüftungen und Antennen zulässig. 
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4.3 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft 

Über den Ausgleichsbezug des § 1a Abs. 3 BauGB hinaus hat die Gemeinde über § 9 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 2 BauGB die Möglichkeit, landschaftspflegerische Maßnahmen bzw. Flächen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festzusetzen.  

Die dazu formulierten Festsetzungen bezüglich der Maßnahmen enthalten aufgrund des feh-
lenden bodenrechtlichen Bezuges keine Festlegungen zur Erreichung des festgelegten Ent-
wicklungsziels. Diese werden in der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung näher erläutert und 
die für den Investor verpflichtende Sicherung der Maßnahmen erfolgt innerhalb des Städte-
baulichen Vertrages. Hierzu heißt es im § 1a Abs. 3 S. 4 BauGB, dass anstelle von planerischen 
Darstellungen und Festsetzungen im Sinne des § 1 a Abs. 3 S. 2 und 3 BauGB auch vertragliche 
Vereinbarungen gem. § 11 BauGB getroffen werden können. 

In § 11 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BauGB ist ausdrücklich bestimmt, dass Gegenstand eines städtebauli-
chen Vertrages auch die Durchführung des Ausgleiches i. S. d. § 1a Abs. 3 BauGB sein kann.  
Der städtebauliche Vertrag setzt insoweit keine bauplanungsrechtlichen Festsetzungen voraus, 
er macht sie entbehrlich. Die Gemeinde muss durch die vertragliche Regelung sicherstellen, 
dass der tatsächliche Erfolg der Kompensation hierdurch ebenso sichergestellt wird, wie durch 
eine ansonsten bauplanerische Festsetzung. Der Vertrag muss zum Zeitpunkt des Satzungsbe-
schlusses vorliegen.  

Das Planungskonzept sieht den vollständigen Erhalt von Gehölzbiotopen vor.  Darüber hinaus 
sollen weitere Gehölze als Neuanpflanzung zur Eingrünung des Standortes ergänzt werden. 

Folgende Festsetzungen werden getroffen: 

2.1 Die mit „A“ festgesetzten Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft sind als Feldgehölze heimischer und standorttypischer Gehölze zu 
entwickeln. 
 

2.2 Die mit „B“ festgesetzten Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft sind als Feldgehölze zu erhalten. 

 

Für die mit A festgesetzten Maßnahmeflächen zur Entwicklung von Feldgehölzen sind die in 
der nachfolgenden Übersicht angeführten heimischen und standorttypischen Sträucher in der 
Mindestqualität mit einer Pflanzhöhe von 1,0 m, 3 x verpflanzt mit Ballen oder im Container 
sowie Bäume mit einer Pflanzhöhe von 2,50 m als Hochstamm (3 x verpflanzt) mit Drahtballie-
rung und einem Stammumfang von 12 bis 14 cm zu verwenden:  
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4.4 Örtliche Bauvorschriften 

Die Städte und Gemeinden haben auf Grund der Ermächtigung, „örtliche Bauvorschriften“ er-
lassen zu können, die Möglichkeit, im Sinne einer Gestaltungspflege tätig zu werden. Die 
Rechtsgrundlage für ein solches Handeln ist durch § 88 der Thüringer Bauordnung 
(ThürBO) gegeben.  

Vorliegend sind keine örtlichen Bauvorschriften notwendig.   
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5.  Auswirkung der Planung  
5.1 Umweltprüfung  

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist im Verfahren der Aufstellung eines Bebauungsplans eine Umwelt-
prüfung durchzuführen. Das Ergebnis ist in dem Umweltbericht, der ein gesonderter Teil der 
Begründung des Bebauungsplans ist, darzustellen. 

Nach der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange ge-
mäß § 4 Absatz 1 BauGB und einer entsprechenden Abstimmung des Umfangs und Detaillie-
rungsgrades der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB erfolgt die Darstellung der Ergeb-
nisse im Umweltbericht. 

Maßgeblich für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen des Vorhabens sind die Um-
strukturierung einer bestehenden Tierhaltungsanlage, die Ergänzung der Biogasproduktion um 
weitere Gas- und Gärrestspeicher sowie einer Gasaufbereitung mit angegliederter LNG-Pro-
duktion sowie der Ergänzung von baulichen Anlagen innerhalb des festgesetzten Gewerbege-
bietes.  

Vorhersehbare Umweltauswirkungen entstehen in Verbindung mit der Flächeninanspruch-
nahme bisher unversiegelter Freiräume, aus den durch die Schaffung neuer Emissionsschwer-
punkte zu erwartenden Immissionswirkungen sowie aus den landschaftsästhetischen Verände-
rungen durch neue Baukörper innerhalb der bestehenden Gemengelage des einbezogenen 
Geltungsbereiches. 

Aus der mit dem Vorhaben in Verbindung stehenden wesentlichen Änderung einer Schweine-
haltungsanlage ergeben sich zusammenfassend vier Konfliktschwerpunkte mit einem erhöh-
ten Untersuchungsbedarf:  

1. Unvermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft durch geplante Versiegelun-
gen betreffen die Schutzgüter Wasser, Boden, Tiere und Pflanzen 

2. Bauliche Maßnahmen sind hinsichtlich ihrer Wirkungen auf besonders und 
streng geschützte Arten im Sinne von § 44 Abs. 1 BNatSchG zu prüfen 

3. Die Immissionswirkungen aus Geruch und Schall sind bezüglich der Schutzgü-
ter Mensch und Luft in Verbindung mit der nächstgelegenen Wohnbebauung 
zu beurteilen.  

4. Auswirkungen auf nahe gelegene gesetzlich geschützte Biotope und europäi-
sche Schutzgebiete sowie auf sensible Ökosysteme sind insbesondere bezüg-
lich auftretender Immissionen durch Ammoniak und Stickstoffdepositionen  
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5.2 Immissionsschutz 

Die innerhalb des Geltungsbereiches geplanten Nutzungen unterliegen der Genehmigungs-
pflicht nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz. Insbesondere die Biogasproduktion sowie 
die gewerbliche Tierhaltung sind nur soweit zulässig, wie sie durch das nachfolgende Geneh-
migungsverfahren gedeckt werden. Spätestens auf der Ebene der Anlagenzulassung ist jeweils 
nachzuweisen, dass eine Überschreitung von gesetzlich formulierten Immissionsgrenzwerten 
nicht zu befürchten ist. 

Zur Beurteilung der zu erwartenden Gerüche, Stäube/Bioaerosole sowie Ammoniakimmissio-
nen und Stickstoffdepositionen erfolgt eine verbalargumentative Bewertung innerhalb des 
Umweltberichtes. Dabei ist zu beachten, dass die auf dem Gelände des Bebauungsplanes lie-
gende und zu ändernde Tierhaltungsanlage derzeit immissionsschutzrechtlichen Bestands-
schutz genießt. Gleiches gilt für die vorhandene Biogasproduktion. 

Die Auswirkungen durch Schall der geplanten Gasaufbereitung und LNG-Produktion sollen 
gutachterlich geprüft und bewertet werden. Es erfolgt die Ermittlung und Beurteilung der 
Schallimmissionen in einer detaillierten Schallimmissionsprognose gemäß TA Lärm. Die Ergeb-
nisse werden in den Umweltbericht eingearbeitet.  

Unabhängig davon berücksichtigt das Konzept des Betreibers die Schaffung eines sicheren all-
seitigen Walls als Auslaufsicherung für den Havariefall von Lagerbehältern im Sinne der 
gesetzlich geregelten Anforderungen der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen 1, 2 (AwSV). Dieser geplante Erdwall ist in der Planzeichnung Teil A als 
Anlage zum Schutz vor schädlich Umweltauswirkungen im Sinne von § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
festgesetzt.  

Darüber hinaus werden dazu folgende Festsetzungen erforderlich: 

3.1 Auf der nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB festgesetzten und mit L gekennzeichneten Fläche 
zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen sind Auslaufschutzeinrichtungen mit ei-
ner Mindesthöhe von 349,40 m NHN über DHHN2016 als bepflanzter Erdwall zu errichten. 

 
5.3 Energie-, Wasserver- und -entsorgung 

Für die Entwicklung der im Geltungsbereich zulässigen Nutzungen ist eine geringfügige An-
passung des im Planungsraum bestehenden Ver- und Entsorgungsnetzes erforderlich. 

An der äußeren Erschließung der Telekommunikation, der Energieversorgung, der Trinkwasser-
ver- und Abwasserentsorgung, sowie der Verwertung des anfallenden Niederschlagswassers än-
dert sich nichts. 

 

5.4 Brandschutz 

Von öffentlichen Verkehrsflächen ist insbesondere für die Feuerwehr ein geradliniger Zu- oder 
Durchgang zu rückwärtigen Gebäuden zur Verfügung zu stellen. 
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Zu Gebäuden, bei denen die Oberkante der Brüstung notwendiger Fenster oder sonstiger zum 
Anleitern bestimmter Stellen mehr als 8 m über der Geländeoberfläche liegt, ist eine mindes-
tens 3 m breite Zu- oder Durchfahrt zu schaffen.  

Die lichte Höhe der Zu- oder Durchfahrt muss senkrecht zur Fahrbahn gemessen mindestens 
3,50 m betragen (DIN 14090).  

Die Zufahrt muss so befestigt sein, dass sie von Fahrzeugen der Feuerwehr für den Katastro-
phen-, Rettungs- und Brandschutz mit einer Achslast bis zu 10 t und einem zulässigen Gesamt-
gewicht bis zu 16 t befahren werden kann (DIN 14090). 

Zur Deckung des Löschwasserbedarfs ist nach dem Arbeitsblatt W 405 (07/1978) des Deut-
schen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) für mind. 2 Stunden eine Löschwasser-
menge von mind. (96 m³/h) in maximal 300 m Entfernung zu gewährleisten. Diese Löschwas-
sermenge muss zu jeder Jahreszeit zur Verfügung stehen.  

Innerhalb des Geltungsbereiches wird die erforderliche Löschwasserversorgung von 192 m³ je 
Brandfall durch einen Feuerlöschteich sowie unterirdische Löschwasserbehälter mit einem Fas-
sungsvermögen von 570 m³ sowie ergänzende Außenhydranten und entsprechende Aufstell-
flächen für Feuerwehrfahrzeuge bis 16 t Gesamtgewicht gewährleistet.  

Für die Zufahrten sowie Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr gilt die Richtlinie 
über Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken. 

Die Anforderungen der Tierrettung im Evakuierungsfall werden/wurden auf der nachgelager-
ten Ebene der Vorhabenzulassung geregelt. Für die betreffenden Gebäude besteht ein behörd-
lich abgestimmter Notfallplan für Brandschutz und Tierrettung in Anlehnung an die DIN 14095. 
Entsprechende Fachplanungen unterliegen nicht den Regelungsmöglichkeiten der Gemeinde 
Mörsdorf. 

 
5.5 verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung wird ausgehend von der nördlich verlaufenden Landesstraße L 
1076 über die Hauptstraße sowie die Straße Auf dem Berg abgesichert. Bauliche Veränderun-
gen an dieser Erschließungssituation sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht erforderlich. 

Die innere Erschließung des Planungsraumes wird durch die Festsetzung von privaten Ver-
kehrsflächen ermöglicht. Die weitere dingliche Sicherung der Erreichbarkeit der betreffenden 
Anlieger kann durch Dienstbarkeiten oder Baulasten erfolgen. 

Mit der Umsetzung der in Rede stehenden Planung ist keine grundlegende Veränderung des 
bestehenden Transport- und Verkehrsaufkommens geplant. 
 

5.6 Denkmalschutz 

Bau- und Bodendenkmäler sind innerhalb des Untersuchungsraums nach derzeitigem Kennt-
nisstand nicht betroffen. 
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6. Umsetzung des Bebauungsplanes 

Die innerhalb des Geltungsbereiches ansässigen Investoren verpflichteten sich vorab zur 
Durchführung der Vorhaben- und Erschließungsmaßnahmen innerhalb einer bestimmten Frist 
sowie zur Tragung der Planungs-, Ausgleichs- und Erschließungskosten.  

Entsprechende Regelungen dazu beinhaltet der städtebauliche Vertrag gemäß § 11 BauGB. 

 

Hinweise 

Der bei der Baumaßnahme anfallende humose Oberboden (Mutterboden) ist nach § 202 
BauGB getrennt vom Unterboden zu lagern, vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen 
und in nutzbarem Zustand zu erhalten sowie auf dem Grundstück wieder zu verwenden oder 
einer landwirtschaftlichen bzw. gärtnerischen Nutzung zuzuführen. Werden bei den Rückbau-
maßnahmen Belastungen des Bodens mit umweltgefährdenden Stoffen festgestellt (erkennbar 
durch z.B. auffällige Bodenfärbung, Ölverunreinigungen, stechender Geruch, untypische Bo-
denbestandteile wie Abfälle usw.), sind die Arbeiten sofort einzustellen und die untere Boden-
schutzbehörde des Saalekreises umgehend zu informieren. Es besteht die Mitteilungspflicht 
bei einem Aufschluss schädlicher Bodenveränderungen gegenüber der unteren Bodenschutz-
behörde. 

Wer Bodendenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich der Denkmalfachbehörde 
anzuzeigen. Die Anzeige kann auch gegenüber der Gemeinde oder der unteren Denkmal-
schutzbehörde erfolgen; diese leiten die Anzeige unverzüglich der Denkmalfachbehörde zu (§ 
16 ThürDSchG – Zufallsfunde). 
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7. Eingriffsregelung 
 
Im § 14 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) sind Eingriffe in Natur und Landschaft de-
finiert als „Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grünflächen oder Veränderungen des 
mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beein-
trächtigen.“ 

Hinsichtlich des o.g. Vorhabens werden Neu-, Aus- und Umbauten als Eingriff bewertet. Insbe-
sondere stellt die Befestigung (Versiegelung) einer bisher unbefestigten Fläche einen Eingriff 
dar. Der Eingriffstatbestand ist fallweise zu prüfen. 

Weiterhin sind in § 13 BNatSchG die Grundsätze der Eingriffsregelung formuliert: 

Erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sind vom Verursacher vorrangig zu 
vermeiden. Nicht vermeidbare, erhebliche Beeinträchtigungen sind durch Ausgleich- oder Er-
satzmaßnahmen oder durch einen Ersatz in Geld zu kompensieren. 

Dabei werden vermeidbare Eingriffe bzw. deren Folgen ausgeschlossen. Unvermeidbare Ein-
griffe sind auf das notwendige Maß zu minimieren. 

Verbleibende Folgen des Eingriffs auf die Funktionen des Natur- und Landschaftshaushaltes 
sind auszugleichen bzw. im erforderlichen Umfang (Kompensationsfaktor) zu ersetzen (§ 15 
BNatSchG). 

Die Eingriffe bzw. Konflikte sind sowohl maßnahmen- als auch schutzgutbezogen zu bewerten. 
Im Falle des vorliegenden Bebauungsplanes sind folgende Auswirkungen der geplanten Bau-
maßnahmen zu untersuchen: 

baubedingte Auswirkungen 
o Lärm- und Schadstoffbelastung, Beunruhigung durch Verkehr 
o Flächeninanspruchnahme durch Baustelleneinrichtung, Bauwege, Lagerflächen 
o Bodenverdichtung durch Baufahrzeuge 
o Baufeldfreimachung 

anlagebedingte Auswirkungen 
o o Flächenverlust durch Versiegelung 
o o Auswirkungen auf die Bodenfunktionen 
o o kleinklimatische Auswirkungen 
o o Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 

Die Umsetzung der Planungen setzt eine vollständige Kompensation der unvermeidbaren Ein-
griffe voraus. Die beeinträchtigten Funktionen der einzelnen Schutzgüter des Natur- und Land-
schaftshaushaltes sind gleichartig oder gleichwertig sowie nachhaltig auszugleichen und wie-
derherzustellen. 
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Eingriffsbewertung und Ermittlung des Kompensationsbedarfes 
Die Bewertung der Eingriffs- und Ausgleichflächen erfolgt auf der Grundlage einer Gegenüber-
stellung der Wertermittlung der Biotoptypen zum Ausgangszeitpunkt mit denen nach Umset-
zung der Planung gemäß den Festsetzungen im Bebauungsplan. 

Grundlage der Wertermittlung der Biotoptypen bilden die Anleitung zur Bewertung der Bio-
toptypen Thüringens im Rahmen der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung (Thüringer Mi-
nisterium für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt (TMLNU),1999) und das Bilanzierungs-
modell für den Freistaat Thüringens (TML- NU, 2005). 

Bei der vorliegenden Fläche handelt es sich um das Betriebsgelände einer Tierhaltungsanlage 
mit angegliederter Biogasproduktion. Der einbezogene Planungsraum ist durch einen hohen 
Vorversiegelungsgrad gekennzeichnet. 
 
Ermittlung des benötigten Kompensationsumfangs 
Die unbebauten Freiflächen innerhalb des Betriebs- und Anlagengeländes sind überwiegend 
als lockerwüchsige, jüngere ruderale Staudenfluren auf frischen Standorten (Biotoptyp 4712) 
einzuschätzen. Diesem Biotoptyp wird nach Anhang A  (Ministerium für Landwirtschaft, Natur-
schutz und Umwelt; August 2005) eine Bedeutungsstufe Bestand zwischen 16 und 45 zugeord-
net. Nach Einschätzung der Gemeinde ist die Wertigkeit auch in Abhängigkeit der oben be-
schriebenen Vorbelastungen und der verhältnismäßig geringen Bedeutung für faunistische Ar-
ten als gering einzuschätzen. Entsprechend ergibt sich eine Bedeutungsstufe 24. 

Die Bedeutungsstufe für den Planzustand wurde mit den Vorgaben des Bilanzierungsmodells 
der Eingriffsregelung in Thüringen (Stand August 2005) abgeglichen.  

In diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass das o. g. Bilanzierungsmodell für Thüringen 
ausschließlich Orientierungswerte liefert, über die sich der Kompensationsumfang und damit 
die erforderliche Flächengröße für Kompensationsmaßnahmen ermitteln lassen.  

Die jeweilige Gemeinde kann mit diesem Modell überprüfen, ob sie mit den vorgesehenen 
Ausgleichsmaßnahmen auf einem guten Weg ist. Maßgeblich für die Entscheidung der Ge-
meinde über Art und Umfang von Vermeidung oder Ausgleich von Beeinträchtigungen sind 
dabei stets die allgemeinen Grundsätze einer sachgerechten, ordnungsgemäßen Abwägung 
gem. § 1 Abs. 7 BauGB. 

Nach Einschätzung der Gemeinde sind die festgesetzten Sondergebiete zukünftig als Industrie- 
oder Gewerbefläche (Biotoptyp 9140) ansprechbar sein.  

Eingriffe durch Neuversiegelungen im Umfang von bis zu 9.816 m² auf bisher unversiegelten 
Freiräumen konzentrieren sich auf das SO EB mit bis zu 7.614 m². Die nachfolgende Tabelle 
berücksichtig die geplanten Neuversiegelungen in den entsprechenden Biotoptypen (rot mar-
kiert) sowie die als Ausgleich geplanten Gehölzanpflanzungen im Sinne der festgesetzten Maß-
nahmefläche A - Entwicklung von Feldgehölzen heimischer und standorttypischer Gehölze 
[grün gekennzeichnet]. 
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Als Grundlage der Flächenäquivalente dient die Biotopkartierung des Planungsbüros Dr. Hauß-
ner mit dem Bearbeitungsstand 13.10.2020.  
 
Berechnung des Eingriffsflächenwertes (Kompensationsbedarf): 
Eingriffs-   
fläche 

Fläche 
[m²] 

Bestand 
Biotoptyp 

Bestand 
Bedeu-
tungs-
stufe 

Planung 
Biotoptyp 

Planung 
Bedeu-
tungsstufe 

Bedeutungs- 
stufendiffe-
renz  Eingriffs-
schwere 

Flächenäquiva-
lent Wertverlust 

A     B        C    D     E       F    G = F - D     H = B x G 

Naturfernes 
Kleingewässer 0 2525 16 2525 16 0 0 

Acker -2.009 4190 12 9140 0 12 -28.572 
Rasen -39 4250 16 9140 0 16 -624 
Ruderale 
Säume -115 4711 20 9140 0 20 -2.300 
Jüngere         
Ruderalflur -1.669 4712 24 9140 0 24 -40.056 

hochwüchsige  
Ruderalflur -172 4713 28 9140 0 28 -4.816 

Feldhecke,  
Büsche -245 6110 35 9140 0 35 -8.575 

Geplante 
Feldgehölze 3.523 4190 12 6120 40 28 98.644 

Baumgruppe 0 6310 35 6310 35 0 0 
Güllebecken -3.405 8319 0 9140 0 0 0 
Trafostation 0 8339 0 8339 0 0 0 
Rohboden -25 8400 11 9140 0 11 -275 
Industriefläche  0 9141 0 9141 0 0 0 
Gebäude, Silo -1.991 9142 0 9140 0 0 0 
Straßen,    
Asphalt, Beton -418 9213 0 9140 0 0 0 
Betonpflaster -28 9219 2 9140 0 2 -56 
Schotterflächen -815 9219 10 9140 0 10 -8.150 
Rasengitter -504 9219 8 9140 0 8 -4.032 
Strukturarme 
Grünflächen 0 9399 12 9399 12 0 0 

Summe  1.188 
 
Der zu kompensierende Wertverlust des Vorhabens kann innerhalb des Planungsraumes voll-
ständig ausgeglichen werden.  
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